
Gewerkschaften und Klimawandel

Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität im Kampf gegen den Klimawandel

Zusammenfassung

Es wird Zeit, gegen den Klimawandel vorzugehen: Die Eindämmung des globalen Klimawandels liegt im zentralen Interesse von Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt. Die Gewerkschaften sind davon überzeugt, dass umfassende Klimaschutzmaßnahmen erforderlich sind, um den kommenden Generationen eine zukunftsfähige Welt zu hinterlassen und eine Chance zu bieten, sozial- und entwicklungspolitische Ziele zu erreichen. Diese Maßnahmen müssen zwischen den und innerhalb der Länder gerecht aufgeteilt werden: Verantwortlichkeiten und die jeweiligen Möglichkeiten müssen Leitlinien für die Lastenverteilung werden. Als Vertretung der Gewerkschaften auf der Nord- wie auf der Südhalbkugel fordern wir alle Regierungen auf, das Mandat des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen anzuerkennen und sich entschieden für die Verringerung von Emissionen auf Grundlage der verschiedenen Verantwortlichkeiten und entsprechender Möglichkeiten ihres Landes einzusetzen. (Mehr über Klimaschutz siehe Seite 3 und 4)

Es ist Zeit für Hoffnung, Zeit für „grüne und menschwürdige” Arbeitsplätze:  Die Klimapolitik ist ein Feld, das Hoffnung macht auf die Veränderung und den Neuaufbau nationaler Ökonomien auf Basis der Nachhaltigkeit und zur Schaffung von Arbeitsplätzen bei gleichzeitiger Reduzierung von Treibhausgasen. Gewerkschaften auf der ganzen Welt bemühen sich darum, die aus dieser globalen Veränderung resultierenden riesigen Chancen zur Schaffung „grüner und menschenwürdiger“ Arbeitsplätze zu verwirklichen und, was ebenso wichtig ist, traditionelle Arbeitsplätze zu verbessern, um sie sozial und ökologisch nachhaltig zu machen. Ambitionierte nationale und internationale Tarifverhandlungsstrategien könnten das Potenzial von Beschäftigen und Unternehmen ausschöpfen und zu umweltfreundlichen Ergebnissen führen. (Weitere Informationen über Chancen für „grüne und menschenwürdige" Arbeitsplätze siehe Seite 6-7 und 22). 

Es wird Zeit für einen gerechten Wandel: Die Umgestaltung der Wirtschaft darf nicht den „unsichtbaren Kräften“ des Marktes überlassen werden. Staatlich geförderte Investitionen, Innovationen und die Entwicklung von Qualifikationen, soziale Sicherung und Beratungen mit den Sozialpartnern (Gewerkschaften und Arbeitgebern) sind für die Realisierung von Veränderungen unabdingbar. Aus diesem Grund fordern wir einen „gerechten Wandel“ als Mittel, um den Übergang zu einer nachhaltigen Gesellschaft zu ebnen und die Hoffnung darauf, dass eine „ökologische Wirtschaft“ dazu in der Lage ist, Arbeitsplätze und den Lebensunterhalt für alle Menschen nachhaltig zu sichern und wieder herzustellen (Mehr darüber unter „Gerechter Wandel" siehe Seite 5 und 7-10).

Es wird Zeit, die „Anpassungslücke“ zu schließen: Wir können nicht zulassen, dass die Armen in noch größere Armut verfallen. Die Industrieländer sollten ausreichende öffentliche Finanzmittel für die Umsetzung von Anpassungsstrategien in den Entwicklungsländern bereitstellen. Diese sollten die gängigen Anpassungsstrategien in ihre Entwicklungs- und Beschäftigungspolitik integrieren. Programme für soziale Sicherung, die Förderung menschenwürdiger Arbeit und qualitativ hochwertige öffentliche Dienste sind grundlegende Voraussetzung, um die Armut zu bekämpfen und damit auch die Anfälligkeit für die Folgen des Klimawandels. (Mehr über Anpassungsstrategien siehe Seite 11-15) 

Es wird Zeit, dass alle Menschen von Investitionen und Technologien profitieren: Wichtige Investitionen sind für eine langfristige, nachhaltige Industriepolitik erforderlich, die darauf zielt, menschwürdige und grüne Arbeitsplätze zu schaffen und zu erhalten, alle Arbeitsplätze „umweltfreundlich zu machen“ und entsprechende Technologien zu entwickeln und einzuführen. Ebenso wichtig ist eine fortschrittliche Politik, die auch soziale Fortschritte zulässt. Die Industriestaaten sollten ihre Bemühungen um einen Technologietransfer und die Finanzierung von Forschung und Entwicklung in den Entwicklungsländern verstärken. (Mehr über Investitionen und Technologie siehe Seite 16-19)

Es wird Zeit, dass Beschäftigte am Arbeitsplatz etwas für ihre Zukunft tun: Da fast drei Viertel der weltweiten Treibhausgase aus der Produktion, der Energiegewinnung oder -versorgung, dem Güterverkehr und Bauwesen stammen, sind Maßnahmen am Arbeitsplatz für den Wandel von entscheidender Bedeutung. Wir brauchen eine proaktive und präventive Arbeitnehmer- und Arbeitsstättenpolitik, um auf die Herausforderungen durch den Klimawandel sowie die möglichen Folgen der Klimaschutzpolitik zu reagieren. (Mehr über Arbeitsplätze siehe Seite 19-21). 

Einführung

Die vielfältigen Krisen, mit denen die Welt konfrontiert ist – Energie, Nahrung, Arbeitslosigkeit, Klima – haben eine gemeinsame Ursache in dem sozial ungerechten und umweltpolitisch nicht nachhaltigen Modell, das die Fähigkeit unserer Gesellschaften gefährdet, den Menschen ein menschenwürdiges Leben zu ermöglichen. Dieses Modell führte dazu, dass die Schaffung von Wohlstand mit der Schädigung der Umwelt und der Konzentration des Einkommens in den Händen weniger einhergeht. Es förderte ein System, in dem nicht nachhaltige Produktionsweisen als notwendige „Kollateralschäden“ für Wachstum und Entwicklung angesehen wurden. Die Deregulierung der Märkte und die freie Marktwirtschaft schufen ein internationales System, dem es teils nur sehr schlecht gelungen ist, die Globalisierung zu steuern. Alle diese Krisen bestrafen die Ärmsten und Anfälligsten, die kaum für die Probleme verantwortlich zu machen sind. Die Welt steht jetzt, da über eine neue globale Vereinbarung zum Klimawandel entschieden werden muss, an einem Scheideweg. Die Zeit ist reif für Richtungsvorgaben, die dazu beitragen, das Leben der Menschen zu verbessern und ihnen neue Möglichkeiten an die Hand geben, einer menschwürdigen und grünen Arbeit nachzugehen, die den Schaden für die Umwelt verringert.

Ein nachhaltiger Weg aus der Krise kann gefunden werden, wenn diese verschiedenen Probleme gleichzeitig angegangen werden. Wir müssen unsere Gesellschaften und Arbeitsplätze nachhaltig gestalten, um den Erhalt von Arbeitsplätzen und den Lebensunterhalt der Menschen heute und in Zukunft zu sichern. 

Die Folgen unkontrollierter Treibhausgasemissionen sind heute ausreichend belegt und vorhersehbar. Hauptopfer des Klimawandels sind ohne starke und innovative internationale Lösung die Arbeitnehmer, besonders in den Entwicklungsländern, deren einzige Verantwortung dafür darin besteht, arm in den instabilsten Teilen dieses Planeten geboren zu sein. Eine starke internationale Vereinbarung ist unausweichlich geworden: Eine Vereinbarung, in der die Bedürfnisse und Ansprüche aller berücksichtigt werden; eine Vereinbarung, die einen klares Bild der Art von Gesellschaft entwirft, die wir schaffen und an zukünftige Generationen übergeben möchten.

Der Klimawandel eröffnet über Landesgrenzen und Generationen hinweg für die Gewerkschaften wichtige Fragen zu sozialer Gerechtigkeit, Gleichheit und Menschenrechten. Es wird jetzt Zeit zu Handeln. Die Gewerkschaften beteiligen sich an den gegenwärtigen Klimaverhandlungen mit Engagement, Solidarität und aktivem Handeln. 

Engagement - als Vertretung der Gewerkschaften auf der Nord- wie auf der Südhalbkugel fordern wir alle Regierungen auf, das Mandat des Rahmenübereinkommens über den Klimawandel anzuerkennen und vor allem die Regierungen in den Industrieländern und den wichtigsten Wirtschaften in den Entwicklungsländern fordern wir auf, sich entschieden für die Verringerung von Emissionen auf Grundlage der verschiedenen Verantwortlichkeiten und entsprechenden Möglichkeiten ihres Landes einzusetzen. Die Verringerung von Emissionen ist für ein nachhaltiges Wachstum unerlässlich und bietet eine Chance zur Bewältigung der Wirtschafts- und Finanzkrise mithilfe sozial und umweltpolitisch verantwortlicher Investitionen, die die Schaffung menschwürdiger Arbeitsplätze forcieren können. Sie lässt sich nicht länger aufschieben.  

Solidarität – Gewerkschaften und ihre Mitglieder wissen nur zu gut, dass Übergangsprozesse keineswegs einfach sind und dass ein CO2-armes Wirtschaften, das zu einer umweltfreundlichen Wirtschaftsweise führt, eine beschwerliche Aufgabe ist, für die die Ärmsten nicht den höchsten Preis bezahlen dürfen. Wir betonen daher die Notwendigkeit, diejenigen zu fördern und zu unterstützen, die bei diesem Übergangsprozess am anfälligsten sind. Klimagerechtigkeit, die Verteidigung von Rechten und soziale Sicherung sind für einen gerechten und nachhaltigen Übergang unerlässlich. 

Aktives Handeln – Als Repräsentanten von Millionen Beschäftigten sind wir Teil der Lösung. Wir sind uns unserer Verantwortung gegenüber den Beschäftigen und zukünftigen Generationen vollkommen bewusst, handeln daher aktiv mit doppeltem Engagement für Umwelt und Gesellschaft. Gewerkschaften haben auf allen Ebenen – international, regional, national, branchen- und arbeitsplatzweit – den Fortschritt hin zu einer gerechten, umweltpolitisch verantwortlich handelnden Gesellschaft, die Menschen- und Arbeitsrechte achtet, eingeleitet. 

Als Gewerkschaften sind wir davon überzeugt, dass mit diesen Verhandlungen ein neuer und ehrgeizigerer Prozess für sozialen Wandel beginnen sollte, der sich nicht nur in der Diskussion der dringend benötigten Verringerung von Emissionen erschöpft, sondern stets auf Basis der Solidarität und gegenseitigen Achtung auch die Methoden zur Veränderung der Art und Weise, in der wir produzieren, konsumieren und interagieren, berücksichtigen. Regierungen und andere mit diesem Problem beschäftigte Akteure können sich darauf verlassen, dass die Angestellten und ihre Gewerkschaften sich für Veränderungen in Gesellschaft und Umwelt einsetzen. 

Es wird Zeit, gegen den Klimawandel vorzugehen

Wir bekräftigen das Engagement der internationalen Gewerkschaftsbewegung, eine Vereinbarung zu erzielen, die den weltweiten Temperaturanstieg auf nicht mehr als 2°C begrenzt. Diesem fundamentalen Ziel gemäß drängen die Gewerkschaften die Regierungen, auf der Konferenz der Vertragsstaaten des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über den Klimawandel (UNFCCC) in Kopenhagen dem IPCC-Szenario zur Reduzierung von CO2-Emissionen bis 2050 um 85 % gegenüber dem Jahr 1990 zu folgen und die für dieses Ziel erforderliche Notwendigkeit von Zwischenzielen zu betonen, einschließlich einer entsprechenden Reduzierung in den Industrieländern bis 2020 um mindestens 25 % - 40 % gegenüber dem Jahr 1990.

Der IGB ist sich bewusst, dass bestimmte Umstände in den Industrieländern mehr oder weniger ehrgeizige Zielvorgaben mit sich bringen können, vorausgesetzt dass die Nettoverringerung an Emissionen in den Annex-I-Ländern sich innerhalb der vom IPCC empfohlenen Ziele bewegt. 

Außerdem fordern wir die größten Emittenten in den Entwicklungsländern und in Ländern, die einen bestimmten Entwicklungsstand überschritten haben, über eine Reihe von Maßnahmen einschließlich Zielen zu u. a. erneuerbaren Energien, Energieeffizienz, sauberer Kohlentechnologie und der Vermeidung von Entwaldung, einen Beitrag zu leisten.

 Diese Maßnahmen müssen von klaren Zielsetzungen und Mechanismen in den Industriestaaten begleitet sein, um Finanzhilfen, eine verbesserte technologische Entwicklung und einen besseren Technologietransfer bereitzustellen. Derartige Beiträge werden vor allem angesichts des Prinzips der „historischen Verantwortlichkeiten“ für die gegenwärtige Klimakrise benötigt.

 Die Industriestaaten sollten die Notwendigkeit des Übergangs zu einer CO2-armen Entwicklung auf eine ihren Möglichkeiten entsprechenden Art und Weise anerkennen und gleichzeitig dazu in der Lage sein, ihren Bürgerinnen und Bürgern Zugang zu einem menschenwürdigen Lebensunterhalt und qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen zu ermöglichen. 

Die Setzung mittelfristiger Ziele (z. B. 2020) macht es nötig, die in Kopenhagen getroffene Vereinbarung in Hinblick auf den für 2014/2015 vorgesehenen 5. IPCC-Sachstandsbericht zu überprüfen, für den Fall, dass neue wissenschaftliche Erkenntnisse noch umfangreichere Maßnahmen erfordern. Eine Überprüfungsklausel wäre zusammen mit einer intensiven Bewertung der Wirksamkeit der Vereinbarung für die Umwelt dabei hilfreich. 

Die Regierungen haben einen gerechten Weg für den Übergang zwischen den und innerhalb der Länder zu garantieren, um die Schwächsten der Gesellschaft zu schützen. 

Es müssen Vorkehrungen für eine faire Verteilung der mit der Reduzierung des Ausstoßes verbundenen Kosten getroffen werden, damit die Ärmsten nicht die größten Lasten zu tragen haben. Die Einkommen sind zu berücksichtigen, damit die Bemühungen zur Verringerung von Emissionen von denjenigen erfolgen, die über die Mittel für derartige Maßnahmen verfügen.

Gewerkschaften gemeinsam auf internationaler ebene

Die Gewerkschaften unternehmen wichtige Schritte zur Bildung einer neuen, wirklich internationalen, repräsentativen und aufstrebenden Gewerkschaftsbewegung: die Stimme der Arbeitnehmer auf internationaler Ebene, heute und in Zukunft.

Der internationalE Gewerkschaftsbund (igb) wurde 2006 gegründet. Er vertritt durch seine 312 Mitgliedsorganisationen in 157 Ländern und Hoheitsgebieten 170 Millionen Arbeitnehmer/innen. Sein beim Gründungskongress verabschiedetes Arbeitsprogramm unterstreicht die Notwendigkeit einer internationalen Gemeinschaft zur Umsetzung einer übergreifenden Strategie für nachhaltige Entwicklung mit einer Verbindung zwischen Arbeit und Umwelt. Siehe http://www.ituc-csi.org/
Und zum thema klimawandel ...

Die Gewerkschaften haben die IGB-Arbeitsgruppe zum klimawandel gegründet: Im Juni 2007 betonte der IGB-Vorstand, dass es für die Gewerkschaften lebensnotwendig ist, das öffentliche Bewusstsein auf klimabedingte soziale Probleme zu lenken (Beschäftigung, Einkommen, Migration, Beratung etc.) Wichtig war außerdem, dass die Ansätze der Gewerkschaften bei fortlaufenden internationalen Verhandlungen reflektiert werden. Daher entschied sich der Vorstand im Dezember 2007, eine Gewerkschaftsarbeitsgruppe einzurichten. Alle regionalen Körperschaften des IGB werden von hochkarätigen Gewerkschaftsmitgliedern in einem ausgeglichenen Verhältnis zwischen Industrie- und Entwicklungsländern repräsentiert, die die 170.000.000 Mitglieder des IGB vertreten. Mehr als 30 % der Mitglieder und die Vorsitzende der Arbeitsgruppe sind Frauen.

Aufbau von Kapazitäten: Ein von Sustainlabour koordiniertes umfangreiches Programm für Arbeit und Umwelt bietet in Veranstaltungen, die in allen drei Entwicklungsregionen organisiert werden, Schulungen für Gewerkschafter zum Thema Klimawandel an. Auf diese Maßnahmen folgen weiterführende Schulungen sowie die Schaffung regionaler Experten-Netzwerke. 

Verfolgung des UNFCCC-Prozesses: 2007 gründeten die Gewerkschaften eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe zum Thema Klimawandel, um die UNFCCC-Verhandlungen zu verfolgen. Bis heute beteiligen sich an der Arbeitsgruppe 49 Gewerkschaftsdachverbände aus 39 Ländern, 3 IGB-Regionalorganisationen (Afrika, Gesamtamerika und asiatisch-pazifischer Raum) sowie der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB), 5 Globale Gewerkschaftsföderationen (Bau- und Holzarbeiter-Internationale, Internationale Transportarbeiterföderation, Internationale der Öffentlichen Dienste, Internationale Textil-, Bekleidungs- und Lederarbeiter-Vereinigung sowie Internationale Föderation von Chemie-, Energie-, Bergbau- und Fabrikarbeitergewerkschaften), 2 internationale Gewerkschaftsorganisationen (IGB und TUAC) sowie 1 UN-Organisation (IAO).

Es ist Zeit, Hoffnung zu schöpfen,

Zeit für grüne und menschwürdige Arbeitsplätze,

Zeit für gerechten Wandel

Die große Umgestaltung, die nötig ist, um unsere nicht nachhaltigen, CO2-intensiven Gesellschaften zu verändern, ermöglicht es uns, umweltfreundliche und menschenwürdige Arbeitsplätze zu schaffen, traditionelle Arbeitsplätze umzugestalten und zu verbessern und Demokratie und soziale Gerechtigkeit in umweltpolitische Entscheidungsprozesse einzubeziehen. Die Umgestaltung muss ein eingebundener Prozess sein; sie muss von einem sozialen Pakt begleitet werden, einem Pakt für einen globalen und gerechten Wandel. 

Der gerechte Wandel, den die Gewerkschaften fordern, basiert auf den folgenden Leitsätzen: 

1. Umweltpolitische Chancen verwirklichen: Wichtige Investitionen sind für eine langfristige, nachhaltige Industriepolitik erforderlich, die darauf zielt, menschwürdige und grüne Arbeitsplätze zu schaffen und zu erhalten, alle Arbeitsplätze „umweltfreundlich zu machen“ und entsprechende neue CO2-arme Technologien zu entwickeln und einzuführen. Ebenso wichtig ist eine fortschrittliche Politik, die soziale Fortschritte, öffentliche Investitionen und die Neuausrichtung der Finanzströme hin zu einer nachhaltigen Entwicklung einschließt.

2. Ein solider Ausgangspunkt: Forschung und frühe Bewertung der Auswirkungen des Klimawandels und der Klimapolitik auf Beschäftigung, Qualifikationen, Lebensgrundlagen, Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern und andere soziale Aspekte sind wesentlich für eine bessere Vorbereitung auf den Wandel.

3. Lasst uns miteinander reden! Die Regierungen sollten sich mit Gewerkschaften, Arbeitgebern, Gemeinden und allen Gruppen, die an der Umgestaltung zu beteiligen sind, beraten. Demokratie, Absprachen mit Sozialpartnern,  Achtung der Menschenrechte und das Recht auf Arbeit sind die Grundvoraussetzungen für einen reibungslosen und effektiven Wandel hin zu einer nachhaltigen Gesellschaft.

4. Mit ausgebildeten Arbeitskräften rückt die Zukunft näher: Für Veränderungen an der Basis sind ausgebildete Arbeitskräfte nötig, die saubere Prozesse und Technologien beherrschen. Das ist die Grundlage für die Integrierung und Entwicklung neuer Technologien und zur Realisierung potenzieller umweltfreundlicher Investitionen. Dazu gehören schulische und außerschulische Bildung, Schulungen, Umschulungen und lebenslanges Lernen für Arbeitnehmer, ihre Familien und die Gemeinschaften, die auf sie angewiesen sind.

5. Es geht auch um soziale Sicherung! Soziale Schwäche kann eine Ursache für fehlende Unterstützung des Wandels sein. Soziale Sicherungssysteme wie aktive Arbeitsmarktbestimmungen (soziale Sicherheit, einschließlich Sozialversicherung und Einkommenssicherung sowie Arbeitsvermittlungsdienste, usw.) und der erschwingliche Zugang zu öffentlichen Diensten (Gesundheit, Energie-, Wasser- und Sanitärversorgung) sind für einen gerechten Wandel von entscheidender Bedeutung. 

6. Es gibt keine Pauschallösung: Jede Region und jede gefährdete Gemeinschaft benötigt eine wirtschaftliche Diversifizierung und einen Plan zur Anpassung an den Klimawandel. Eine „Anpassung über den freien Markt“ führt nur zu Leiden und Widerständen gegen die Maßnahmen für den Klimawandel.

Eine CO2-arme Wirtschaft für „grünere Arbeitsplätze“

Der vierte IPCC-Sachstandsbericht richtete die Aufmerksamkeit auf die gefährlichen und irreversiblen Folgen des Klimawandels. Er wird katastrophale Auswirkungen auf die Wirtschaft – einschließlich der Beschäftigungsstruktur – haben, wenn nicht umfangreiche und wirksame Maßnahmen zur Verringerung von Treibhausgasemissionen getroffen werden. Immer wieder wurde der Schutz von Arbeitsplätzen als Grund dafür angeführt, sich nicht für CO2-Einsparungen zu engagieren. Es gibt jedoch genug Belege dafür, dass der Klimaschutz eine positive Auswirkung auf die Beschäftigtenzahlen hat. Die Gewerkschaften glauben, dass der Klimawandel eine potenzielle Chance zur Schaffung von Arbeitsplätzen auf der Grundlage einer nachhaltigen und fairen Gesellschaft ist. 

Der von UNEP, IAO, ITUC und IOE veröffentlichte Bericht „Green Jobs: towards decent work in a sustainable, low-carbon economy”
 liefert einen globalen Überblick über die Chancen und Herausforderungen auf dem Weg zu grüneren Arbeitsplätzen. Die Ergebnisse des Berichts heben hervor, dass in den Industrie-, Schwellen- und Entwicklungsländern bereits Millionen grüne Arbeitsplätze bestehen. Er nennt mehr als 2,3 Millionen Arbeitsplätze im Sektor für erneuerbare Energien, etwa 4 Millionen direkte grüne Arbeitsplätze für die Verbesserung der Energieeffizienz in Gebäuden allein in den USA und der EU sowie beträchtliche Möglichkeiten für umweltfreundliche Beschäftigung im Güterverkehr. Die Botschaft ist offenbar verstanden worden. Eine Reihe von Ländern betonen in ihren Konjunkturpaketen die Bedeutung der Schaffung von Arbeitsplätzen im Zusammenhang mit umweltpolitischen Maßnahmen. Das französische „Observatoire Français de Conjoncture Economique“ hat die Schaffung von 500.000 grünen Arbeitsplätzen in Sektoren wie erneuerbare Energien, Recycling, umweltfreundlicher Verkehr und Energieeffizienz in Gebäuden bis 2020 als Ergebnis der „Grenelle de l’Environnement “ angekündigt. In Japan wird erwartet, dass die Beschäftigung in den Umweltbranchen sich bis 2020 auf 2,8 Millionen Beschäftigte verdoppelt. 

Grüne Arbeitsplätze können einen wichtigen Beitrag zu sauberem Wirtschaftswachstum, Entwicklung und der Bekämpfung von Armut leisten. Um dies zu erreichen, ist die Qualität dieser grünen Arbeitsplätze zu verbessern. Viele davon, etwa im Bereich Recycling, Bauwesen oder Biokraftstoffe, sind informell und können ohne ein richtiges Management äußerst gegenteilige Effekte erzielen. So wurde beispielsweise über schwere Verletzungen der Menschen- und Arbeitsrechte bei der Produktion von Rohstoffen für Biokraftstoffe berichtet. Außerdem ist es nötig, „grüne“, umweltfreundliche Lösungen an die lokalen Gegebenheiten und Erwartungen anzupassen. 

Die Gewerkschaften engagieren sich sowohl in den alten wie den neuen Branchen weiterhin für menschenwürdige Arbeits- und Lebensbedingungen von Arbeitnehmern. Armut ist in vielen Fällen Ursache für Umweltschäden. Stabile und menschwürdige Löhne können anständige Lebensbedingungen sicherstellen und zum Schutz natürlicher Ressourcen beitragen. Es ist dringend erforderlich, nationale und internationale Tarifverhandlungsstrategien zu entwickeln, die darauf zielen, die Bemühungen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern, menschenwürdige und umweltfreundliche Arbeitsbedingungen zu schaffen, zu verstärken. 

Die Gewerkschaften arbeiten darauf hin, alle Arbeitsplätze in umweltfreundliche und sozial angemessene Arbeitsplätze zu verwandeln. Grüne Arbeitsplätze sind ein erster Schritt in diese Richtung.

Warum brauchen wir einen gerechten Übergang?

Die kommende Vereinbarung muss auf einem breiten und nachhaltigen politischen Konsens über die Notwendigkeit umfangreicher Maßnahmen zur Verringerung von Emissionen beruhen, wenn sie einen stabilen Rahmen für die Strategien und Investitionen von Regierungen und Unternehmen bilden sollen. 

Die Vereinbarung muss allen Ländern und Interessengruppen signalisieren, dass die Unterzeichnenden die sozialen und wirtschaftlichen Folgen berücksichtigen und dass darin eine Strategie zur Lösung dadurch verursachter Probleme enthalten ist, insbesondere in Hinblick auf die durch den Klimawandel verursachten Schäden, das Recht auf Entwicklung in einer Welt mit eingeschränktem CO2-Ausstoß, die notwendige soziale Gerechtigkeit und die Umwandlung von Arbeitsplatzverlusten in neue, umweltfreundliche und menschenwürdige Arbeitsmöglichkeiten. In der gegenwärtigen Wirtschaftskrise ist letztgenanntes besonders wichtig. 

Eine demokratische Entscheidungsfindung und die Einhaltung von Menschen- und Arbeitsrechten sind unabdingbar, um die gerechte Vertretung der Interessen von Arbeitnehmern und Gemeinschaften auf staatlicher Ebene sicherzustellen. Die Gewerkschaften schlagen vor, die Themen Beschäftigung, Einkommen, Wohlstandsverteilung, Kaufkraft, Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern und Maßnahmen gegen die Armut in den Mittelpunkt der Diskussionen zu stellen. 

Die Regierungen müssen sicherstellen, dass es aufgrund der Klimapolitik keine Nettoverluste bei den Beschäftigungszahlen gibt. Jede neue Vereinbarung sollte:

· die Auswirkungen klimabedingter Störungen, d. h. von Arbeitsplatzverlagerungen, Migration und Arbeitslosigkeit in klimasensiblen Sektoren sowie Klimaflüchtlinge

· die Auswirkung der Einführung von Anpassungsmaßnahmen (d. h. Infrastrukturinvestitionen oder Produktionsänderungen) sowie

· die Auswirkungen der Klimaschutzbemühungen auf die Beschäftigung berücksichtigen. 

Die Errungenschaften sozialer Gerechtigkeit sind bei der Umsetzung der Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen sicherzustellen. Die Förderung menschwürdiger und grüner Arbeitsplätze, Weiterentwicklungen und Innovationen bei den sozialen Sicherungssystemen sowie die Einführung CO2-armer Technologien sind zentral, um die Stabilität der Gemeinden und die Verringerung von Treibhausgasemissionen zu gewährleisten, während gleichzeitig Arbeitsplätze in energieintensiven Sektoren erhalten bleiben. 

Es ist unerlässlich, den  Dialog, die wachsende Beteiligung und das steigende Bewusstsein zu institutionalisieren. Die Zeit ist reif dafür, dass die Regierungen auf der UN-Klimakonferenz sich für eine demokratische Entscheidungsfindung auf staatlicher Ebene einsetzen und Begleitmaßnahmen deutlich unterstützen, um sicherzustellen, dass Arbeitnehmer und Gemeinden von der neuen Wirtschaftsordnung nicht negativ betroffen sind und um eine faire Verteilung der mit den gemeinsamen Anstrengungen verbundenen Kosten zu garantieren. 

sozialer Dialog in Spanien: Zur “Abmilderung” des ÜBERGANGs

Wer ?

Spanische Gewerkschaften (CCOO und UGT), Regierung und Unternehmen

Warum?

Zur Prävention, Vermeidung oder Reduzierung möglicher Beeinträchtigungen, die aus der Einhaltung des Kyoto-Protokolls resultieren, insbesondere der Beeinträchtigung von Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung

Was?

Aufbau einer Plattform für den dreiseitigen sozialen Dialog zum Klimawandel, die die drei Parteien an einem ‚runden Tisch‘ versammelt. Sieben Folgesitzungen, eine pro Branche, wurden zusammen mit dem zweiten Meeting für die Branchen Wohnungsbau, Handel und Güterverkehr organisiert.

Die CCOO führt im Rahmen dieses dreiseitigen sozialen Dialogs eine ausführliche Studie über die sozialen und wirtschaftlichen Folgen des nationalen Zuteilungsplans zur Beschäftigung durch.

Weitere Informationen unter: bmtome@istas.ccoo.es
Französischer runder Tisch für Umwelt und Meer (Grenelle de l’Environnement )

Wer ? 

Die französische Regierung zusammen mit Gewerkschaften, Arbeitgebern, Nichtregierungsorganisationen und lokalen Behörden.

Warum? 

Es bestand der Bedarf, einen langfristigen Konsens über die französische Öffentlichkeitspolitik zu den Themen Umwelt und nachhaltige Entwicklung zu erzielen.

Was? 

Der runde Tisch zum Thema Umwelt wurde im Jahr 2007 6 Monate lang organisiert. Verschiedene Arbeitsgruppen wurden gegründet, um politische Ansichten zu bestimmten Themen zu bewerten und zu empfehlen. All das wurde in einem Abschlussbericht zusammengetragen und an den französischen Präsidenten übermittelt, der anhand der Empfehlungen ein Gesetz ausarbeitete. Wichtige Entscheidungen zu den Themen Klima, Artenvielfalt, Wohnungswesen, Verkehr oder umweltpolitische Demokratie wurden getroffen. Diese Arbeitsweise ermöglichte eine weitläufige Beratung und Konsensbildung. Sie wurde 2009 für andere Themen genutzt, wie die Grenelle de la Mer („Runder Tisch über das Meer“) oder über industrielle Risiken. Bei diesen Meetings konnte die Arbeiterbewegung ihr Potenzial als Experte im sozialen Dialog einbringen. Sie war Moderator zwischen verschiedenen Parteien und verstärkte außerdem die Kooperation zwischen verschiedenen Akteuren bei den uns bevorstehenden Herausforderungen. 

Weitere Informationen unter: dolivier@cfdt.fr 

Klimawandel und Beschäftigung in Europa: Informationen als GRUNDLAGE für die Entscheidungsfindung

Wer ?

Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB), SYNDEX, Wuppertal Institut und ISTAS

Warum?

Um die potenziellen Auswirkungen einer Verringerung der CO2-Emissionen in der Europäischen Union bis 2030 infolge der Klimapolitik, insbesondere in vier Sektoren (Energieproduktion, energieintensive Branchen, Verkehr und Bauwesen) in 11 EU-Staaten, zu kennen.

Was?

Eine umfangreiche Studie, die eine klare Bewertung der Auswirkungen der Klimapolitik im Energiesektor auf die Beschäftigung, die Gefahr von Arbeitsplatzverlagerungen und die Mittel zur Abmilderung dieser Gefahr sowie das Potenzial der Schaffung von Arbeitsplätzen in den Branchen Verkehr, Energieeffizienz und Bauwesen liefert. Die Studie kommt zu dem Schluss, dass die Beschäftigtenzahlen sich leicht positiv entwickeln werden. Sie verweist auf die Notwendigkeit einer klaren und voraussehbaren Klimapolitik, substanzieller öffentlicher Investitionen in Forschung u. Entwicklung, erneuerbare Energien und Kraft-Wärme-Kopplung, öffentliche Verkehrssysteme und Renovierung von Gebäuden sowie außerdem die ausgereifte Entwicklung sparsamer Instrumente, bei denen die Folgen auf Geringverdienerhaushalte und energieintensive Industrien berücksichtigt werden. Die Autoren fordern angemessen finanzierte und zwischen den Sozialpartnern ausgehandelte ‚Beschäftigungsprogramme für den Übergang, um den negativen sozialen Folgen der Anpassungs- und Klimaschutzpolitik für die Beschäftigen zuvorzukommen, sie zu minimieren und abzumildern.

Weitere Informationen unter: http://www.etuc.org/a/3676

Eine neue, ausführliche Studie zum Thema Klimawandel, neue Industriepolitik und Wege aus der Klimakatastrophe und Wirtschaftskrise wird durchgeführt. Weitere Informationen bei apanneels@etuc.org
Herausforderungen in bestimmten Branchen vorhersehen, vermeiden und angehen

Gemäß dem Stern-Report
 ist der Klimawandel Ausdruck für das größte Versagen des Marktes in der Geschichte. Wir können nicht darauf vertrauen, dass dieselben, fehlgeschlagenen Marktmechanismen uns aus der Krise manövrieren. Zur Lösung des Problems sind eine Regulierung, demokratisch entschiedene und umgesetzte öffentliche Richtlinien sowie in erster Linie politische Führungskraft erforderlich. Bei der Beschäftigung mit dem Szenario für die Zeit nach 2012 verwies der ehemalige UN-Generalsekretär Kofi Annan auf einen „erschreckenden Mangel an Führungskraft“. Als Gewerkschaften fordern wir in dieser Verhandlung die Demonstration und Festigung einer solchen Führungskraft.

Die Gewerkschaften unterstützen die Notwendigkeit umfassender und wirksamer Ziele zur Verringerung von Emissionen. Zwar stimmen wir umfangreichen Klimaschutzzielen als einem wichtigen ersten Schritt zu, jedoch sind sich die Gewerkschaften auch der Schwierigkeiten bewusst, diese Ziele in Politik zu verwandeln. Wir sind uns bewusst, dass die meisten Staaten der Welt es kaum geschafft haben bei ihrer wirtschaftlichen Umstrukturierung soziale Gerechtigkeit zu erzielen. 

Die internationale Gemeinschaft muss begreifen, dass mögliche negative Folgen aus der unzureichenden Ausgestaltung des Klimapolitikrahmens resultieren. Schwierigkeiten entstehen durch mangelnde Beratung, Vorausschau und Schutz von Gemeinschaften, die von den Richtlinien zur Verringerung von Emissionen besonders betroffen sind. Die Umsetzung nationaler Klimaschutz- und Anpassungsrichtlinien erfordert eine Folgeneinschätzung und demokratische Beteiligung, um soziale und wirtschaftliche Vorteile zu sichern. 

Daher unterstützen wir die Ausarbeitung eines Rahmenwerks, das einen progressiven Wandel gewährleistet. Ein solches Rahmenwerk sollte auf folgenden Prinzipien beruhen:

Beratung: Um Auswirkungen besser vorhersagen und den Wandel besser begleiten zu können, müssen Regierungen formelle Beratungsnetzwerke zum Informationsaustausch und Dialog mit Gemeinden und Arbeitskräften einrichten, die am stärksten vom Klimawandel oder den Maßnahmen zum Umgang damit betroffen sind.

Lokale und regionale Verfahren zum Sammeln von Informationen sollten den sozialen Dialog sowie die Beratung mit Repräsentanten der betroffenen Akteure (d. h. Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen) fördern, um deren Bedürfnisse besser zu verstehen. 

Vorausschau: Ein einwandfreier Beratungsprozess ist nicht ausreichend, solange er nicht von aussagekräftigen Studien begleitet wird, die die Wirkungen alternativer Szenarien zur Verringerung von Emissionen in Produktionssystemen bewerten. Systematische länder-, regionen- und branchenspezifische Studien über Klimarichtlinien und ihre Auswirkungen auf Beschäftigung und Arbeitsmärkte müssen durchgeführt werden. Vorabanalysen der Richtlinien sind entscheidend, da sie dadurch neu gestaltet und verbessert werden können. 

Arbeitsplatzsicherung: Bestimmte Branchen, wie die fossile Energieträger nutzenden Branchen sowie andere energieintensive Sektoren stehen in der globalen Entwicklung zu einer CO2-armen Zukunft im Energiesektor und der Industrie vor bedeutenden Veränderungen. Dazu gehören z. B. die Stahl-, Eisen- und Aluminiumindustrie, auf fossilen Energieträgern basierende Stromerzeugung sowie energieintensive Dienstleistungen wie der Straßengüterverkehr. Es ist von größter Bedeutung, Investitionen in CO2-arme Technologien und Energieeffizienzmaßnahmen zu fördern. Entwicklungsfähige CO2-arme Industrien sind möglichst zu erhalten und weiterzuentwickeln, unterstützt von Qualifikations- und Schulungsprogrammen für ein CO2-armes, ressourcenschonendes Wirtschaften.

Wenn Risiken für bestimmte Sektoren unvermeidlich sind, müssen in Beratungen mit den Gewerkschaften Maßnahmen ergriffen werden, um die Schwächsten in der Produktionskette zu schützen: die Arbeitnehmer. Diese Arbeitsplatzsicherung ist in dem Konzept für einen gerechten Wandel klar definiert. Dieses Konzept fordert: 

· Arbeitsplatzsicherung durch Schulung: Die Arbeitsplatzsicherung der Beschäftigten macht es erforderlich, das Ausbildungsprofil in neuen Branchen zu erhöhen und Beschäftige in negativ betroffenen Sektoren neu zu schulen. Der Ausbau von Qualifikationen ist in allen Debatten zum Thema wirtschaftliche Diversifizierung oder Technologietransfer noch immer eine außer Acht gelassene Methode. Der Mangel an Qualifikationen könnte sich zu einem ernsthaften Engpass für den Klimaschutz erweisen und zudem die Lebensgrundlage für Angestellte bestimmter Branchen gefährden. Aktive Arbeitsmarktrichtlinien sollten ebenfalls Bestandteil dieses ‚Übergangspakets‘ sein, damit Arbeitnehmer zu dem veränderten Arbeitsumfeld „passen“. Die Motivation hinter dieser Politik ist der Aufbau gerechter und umfassender, an die Herausforderungen des Klimawandels und der Klimapolitik angepasster sozialer Sicherungssysteme. 

· Sicherung des wirtschaftlichen Überlebens der Gemeinden: Die Gewerkschaften sind überzeugt, dass ein Wandel nötig ist, um die wirtschaftlichen Lebensgrundlagen der Gemeinden, die von den bedrohten Sektoren abhängig sind, zu sichern. Dieser Wandel muss Richtlinien einschließen, die saubere und energiesparende Technologien, die Entwicklung sozial verantwortlichen Unternehmertums, die Schaffung alternative Einkommensmöglichkeiten sowie eine wirtschaftliche Diversifizierung fördern. 

Langfristig können nur Investitionen, inländische Forschung und Entwicklung, umfassende Schulungsmaßnahmen und wirtschaftliche Diversifizierung das Überleben der Gemeinden, die gegenwärtig von einer treibhausgasintensiven Produktion abhängig sind, wirksam sichern. 

Vor der Einführung von Mechanismen zur Verringerung von Emissionen, die mit Arbeitsplatzverlusten verbunden sein können, sind Maßnahmen für einen gerechten Wandel gesetzlich festzuschreiben. Ansonsten könnte die Möglichkeit, einen globalen Konsens zu diesen Maßnahmen zu erzielen, gefährdet sein. 

Sonstige soziale und wirtschaftliche Folgen

Die Gewerkschaften verweisen darauf, wie wichtig die Ausweitung der Diskussion und die Analyse sozialer und wirtschaftlicher Konsequenzen der Verringerung von Emissionen in den verschiedenen Wirtschaftsbereichen ist. 

Die Gefahren der Verlagerung von CO2-Emissionsquellen (Carbon leakage)
 sind anhand eines behutsamen, ausgereiften und so weit wie möglich multilateralen Ansatzes zu thematisieren. Es gibt in der europäischen Bewegung bisher noch keinen Konsens über die Lösung dieses zentralen Problems. Als Antwort auf das Problem der Emissionsquellenverlagerung unterstützen viele Gewerkschaften angesichts der heute faktischen und in Zukunft möglichen Einbindung von Industrien in den internationalen Wettbewerb mit Ländern, die keine Richtlinien zur Verringerung von Treibhausgasemissionen verabschieden, Grenzausgleichsmechanismen bzw. die freie Zuteilung von Zertifikaten für Treibhausgasemissionen anhand eines Benchmarkings. Andere Gewerkschaften halten die Versteigerung von Emissionszertifikaten für eine sinnvolle Möglichkeit, um die Gerechtigkeit zwischen Sektoren sicherzustellen. Eine Debatte ist erforderlich, um eine internationale Haltung zu diesem Problem einzunehmen. 

Die möglichen Folgen von Grenzausgleichmechanismen auf den internationalen Handel und die Entwicklung der Länderökonomien, die Konsequenzen der Internalisierung der Realkosten für den Transport von Gütern sowie die Folgen einer Verlagerung umweltgefährdender Industrien in Entwicklungsländer ohne ein strenges Klimaregime sind zu berücksichtigen.

Globale Branchenvereinbarungen in der Luftfahrt und im Güterverkehr sowie den produzierenden Industrien könnten die mit der CO2-Emissionsquellen- und Arbeitsplatzverlagerung verbundenen Risiken verringern. Diese Vereinbarungen können den technischen Fortschritt sowohl in den Industrie- wie den Entwicklungsländern vorantreiben. Dabei ist jedoch unbedingt sicherzustellen, dass die im Rahmen der globalen Branchenvereinbarungen gesammelten Emissionsdaten präzise und verifizierbar sind.

Weitere Bewertungen der Distributionseffekte der Klimapolitik, die Folgen von Klimaschutzmaßnahmen auf die Armut (zum Beispiel durch eine Reduzierung von Zuschüssen für Elektrizität), Einkommen, Gerechtigkeit und Gleichberechtigung sind erforderlich, ebenso die Analyse von Ausgleichsmaßnahmen, die zur „Abfederung“ dieser Folgen einzuführen sind. In diesem Zusammenhang ist das Fachwissen von Gewerkschaften, Wissenschaft und Arbeitgebern in den Entscheidungsfindungsprozess einzubeziehen.

Das Design, die Umsetzung und Bewertung der Clean-Development-Mechanism- (CDM, Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung) und Joint-Implementation-Projekte (JI, Gemeinsame Umsetzung) hat in Übereinstimmung mit den Plänen für nachhaltige Entwicklung der Aufnahmeländer zu erfolgen und darf nicht isoliert eingeführt werden. Armutsbekämpfung, Förderung von Gerechtigkeit und nachhaltige Entwicklung bei gleichzeitiger Verringerung von Emissionen sind darin einzubeziehen. Dies erfordert unter anderem einen realen Fortschritt in der Bewertung dieser Projekte, die Entwicklung sozialer Indikatoren und andere Hilfsmittel, die breite soziale Werte und Normen widerspiegeln, und die Einbeziehung von Sozialleistungen in die Bewertung von CDM und JI sowie die Schaffung und Verbesserung von Beteiligungs- und Beratungsmechanismen in die CDM-Aufnahmeländer, die auch die Einbeziehung von Arbeitnehmern vorsieht. Kriterien für nachhaltige Entwicklung sind entscheidend, um die Projekte zusätzlich abzusichern. Darüber hinaus ist zu unterstreichen, dass diese Projekte keinen Beitrag zum Wandel in der Produktion und des Verbrauchs in den Industrieländern leisten, da sie auf die Verringerung von Emissionen im Ausland bezogen sind.

Es wird Zeit, die „Anpassungslücke“ zu schließen

„Wir gleiten ab in eine Welt der Anpassungsapartheid”

Desmond Tutu, ehemaliger Erzbischof von Kapstadt

Arme Gemeinden in Entwicklungs- und Industrieländern leiden bereits unter den Folgen des Klimawandels. Sie sind aufgrund ihrer Armut besonders gefährdet. Sozial Begünstigte können ihren Wohnsitz frei wählen und umziehen, eine Freiheit, die sozial Benachteiligte nicht haben. Klar ist, dass die Bemühungen zum Umgang mit dem Klimawandel nicht vom Kampf gegen die Armut und für eine gerechtere und gleichberechtigte Gesellschaft getrennt werden können und dürfen.

In dem UNDP-Bericht über die menschliche Entwicklung von 2008 ist zu lesen, dass der Hurrikan Katrina eine machtvolle Demonstration der menschlichen Hilflosigkeit angesichts des Klimawandels in den Industrieländern darstellte, besonders wenn die Folgen mit institutionalisierten Formen der Ungleichheit einhergehen. In der gesamten industrialisierten Welt nimmt die öffentliche Sorge über die Folgen extremer Klimarisiken zu. Klimakatastrophen ereignen sich allerdings häufiger in armen Ländern. Zwischen 2000 und 2004 waren durchschnittlich 262 Millionen Menschen jährlich von Klimakatastrophen betroffen – mehr als 98 % davon lebten in den Entwicklungsländern. 

Als Gewerkschaften haben wir die Verletzung der Menschenrechte, wie etwa zuzulassen, dass Mitmenschen an Hunger oder an vermeidbaren Krankheiten sterben, nie akzeptiert. Wir werden jetzt nicht akzeptieren, dass Menschen aufgrund des Klimawandels sterben. 

Indem er weitere Entwicklungsbarrieren errichtet, trägt der Klimawandel zum Teufelskreis der Armut bei. Umweltereignisse üben enormen Druck auf arme Haushalte aus: Trockenheit, Rohstoffschwund und Überschwemmungen verursachen oder verschlimmern bereits kritische soziale und wirtschaftliche Situationen (Rohstoffschwund führt z B. zur Arbeitslosigkeit, die wiederum  Migration auslöst und in der Folge zum Verlust von Arbeitskräften und zur Gefährdung ländlicher Ökonomien beiträgt).

Probleme der Armut und Klimaprobleme sind daher in sich gegenseitig verstärkender Weise anzugehen. Alle Regierungen, auf der Nord- und auf der Südhalbkugel haben die wichtige Aufgabe, den politischen Willen und die notwendige Geschlossenheit in diesem Kampf aufzubringen. Viele Industrieländer investieren stark in die Entwicklung von Infrastrukturen gegen Klimakatastrophen. Entwicklungsländer haben mit weit größeren Anpassungsproblemen zu kämpfen. Diese Probleme sind von Regierungen zu lösen, die unter starken finanziellen Einschränkungen handeln, und von Menschen, die selbst arm sind.

Die Gewerkschaften sind der Ansicht, dass ein neuer Weg zu einer sozial gerechten und klimafreundlichen Entwicklung eingeschlagen werden muss. Die Entwicklungsländer müssen gleichzeitig nachhaltige Produktionsmodelle einführen und eine adäquate Energieversorgung bereitstellen. Synergien zwischen der Schaffung menschenwürdiger Arbeit und Richtlinien zur Anpassung an den Klimawandel sind zu erforschen, da die Bereitstellung eines nachhaltigen Einkommens die Gefährdung reduziert. 

Hochwertige öffentliche Dienste und eine starke Führungsrolle des öffentlichen Sektors auf allen Ebenen der Verwaltung sollten im Mittelpunkt der globalen Antwort auf den Klimawandel stehen. Public-Public-Partnerships, zum Beispiel für den Technologietransfer in den Sektor der öffentlichen Versorgung, sollten gefördert und finanziell unterstützt werden. In öffentlichen Beschaffungsverträgen sollten Angaben über nachhaltige Sozial-, Arbeits- und Umweltstandards enthalten sein.

Die Gewerkschaften bekräftigen die Rolle der öffentlichen Dienste in Bereichen wie beispielsweise Bildung, Gesundheitswesen und Verkehr sowie die Energieversorgung zur Deckung von Grundbedürfnissen. All das ist für eine gerechte und effiziente Klimapolitik unerlässlich (eine effiziente Klimapolitik erfordert hoch qualifizierte Arbeitskräfte, Forscher und Ingenieure. Die Reduzierung von Treibhausgasemissionen wird durch einen stärker genutzten öffentlichen Verkehr erleichtert, wodurch die Mobilität der Armen gleichzeitig erhöht wird). 

Die besonders kritische Situation kleiner Inselstaaten und tief liegender Entwicklungsländer erfordert internationale Solidarität. Wissenschaftler warnen vor den immensen Gefahren für ihre Volkswirtschaften, ihre Bevölkerung und das bloße Überleben ihrer Staatsgebiete, die bereits jetzt unter häufigeren und krasseren Extremwettersituationen wie Wirbelstürmen und Überschwemmungen zu leiden haben. Den Bedürfnissen dieser Länder und ihrer Gemeinwesen muss dringend Rechnung getragen werden, was internationale Unterstützung erfordert, vor allem für die am wenigsten geschützten Länder.
Die Gewerkschaften sind außerdem davon überzeugt, dass Klimagerechtigkeit nicht ohne Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern erzielt werden kann. Der Klimawandel ist nicht geschlechtsneutral. Frauen sind generell gefährdeter und sie bilden die Mehrzahl der Armen und Schwachen dieser Welt. Ihre Lebensgrundlagen sind stärker von natürlichen Ressourcen abhängig, die vom Klimawandel bedroht sind. Frauen sind eine mögliche gute Quelle für innovative Anpassungsstrategien. Sie müssen gestärkt werden, um auf allen Entscheidungsebenen über den Klimawandel eine zentrale Rolle zu spielen, einschließlich der Gewerkschaften, wie z. B. der Gewerkschaften in den Versorgungsbetrieben. Die Prinzipien der Gleichberechtigung sind auf allen Stufen der internationalen Strategien zum Klimawandel anzunehmen, von der Forschung über die Analyse bis zur Entwicklung und Umsetzung von Klimaschutz- und Anpassungsstrategien.

Die Politik der Armutsbekämpfung verlangt radikale Antworten auf den Klimawandel. Um dies zu realisieren, bedarf es unserer Ansicht nach eines ganzheitlichen Ansatzes, der folgende Punkte einschließt:

· Entwicklung nachhaltiger Dienstleistungen und Infrastruktur. Öffentliche Antworten und Investitionen erfordern größere Vorausschau und Planung. Hochwertige öffentliche Dienste und eine starke Führungsrolle des öffentlichen Sektors sollten im Mittelpunkt der globalen Antwort auf den Klimawandel stehen. Investitionen in Trinkwasser, Gesundheit, Transportwesen, Wohnungsbau und weitere wichtige Leistungen der Daseinsvorsorge und infrastrukturelle Maßnahmen sollen zu einer Umkehr des zerstörerischen Trends von Privatisierung und Deregulierung beitragen und der demokratischen Kontrolle unterliegen. Partnerschaften für den Technologietransfer, zum Beispiel im Sektor der öffentlichen Versorgung, sollten gefördert und finanziell unterstützt werden. 

· Aufbau von Kapazitäten: Arbeitnehmer und Gemeinden müssen über die Probleme, die bei der Arbeit und zu Hause auf sie zukommen werden, informiert, darin einbezogen und geschult werden. Fehlende Informationen sind ein ernsthaftes Hindernis für die Anpassung. Die Gewerkschaftsstrukturen machen es möglich, Warnmeldungen, Strategien zur Prävention von und Reaktion auf Katastrophen zu verbreiten sowie Gespräche über eine langfristige wirtschaftliche Anpassung von klimabedingten Gefahrenzonen zu veranlassen.

· Soziale Sicherung, einschließlich Versicherung: Wir haben weltweit soziale Sicherungssysteme entwickelt, um soziale Schwäche zu verringern. Mit zunehmendem Klimawandel steigen die Unsicherheiten darüber, wie die Bedürfnisse der Menschen befriedigt werden können. Die Regierungen müssen Maßnahmen zur sozialen Sicherung einführen, wie menschwürdiges Wohnen, Lebensmittelsicherheit, Zugang zu sauberem Trinkwasser und Gesundheitsversorgung sowie Mindesteinkommen. Außerdem sind die traditionellen Rechte auf soziale Sicherung zu garantieren. Die Gewerkschaften prüfen, ob klimabedingte Risiken verbesserte und angepasste Versicherungen und Rückversicherungsmechanismen für arme Haushalte erforderlich machen. Besondere Aufmerksamkeit sollte der Einführung öffentlich geleiteter Programme gelten und zusätzlich dazu der Wiederbelebung von kooperativen und auf Gegenseitigkeit beruhenden Programmen. Private Versicherungen sollten anhand ähnlicher Zielsetzungen reguliert werden. 

Anpassung und internationale Solidarität

Die Armen dieser Welt können nicht mit der Entscheidung, das Beste aus den ihnen zur Verfügung stehenden beschränkten Ressourcen zu machen oder in noch größere Not zu verfallen, alleine gelassen werden. Soziale Gerechtigkeit und die Achtung der Menschenrechte erfordern ein stärkeres internationales Engagement für die Anpassung an den Klimawandel. 

Es ist daher von grundlegender Bedeutung, Mittel zur Anpassung bereitzustellen und einen Technologietransfer zu gewährleisten. 

Wasserversorgung, Gesundheitswesen, und Infrastruktur erweisen sich dabei als die schwächsten Sektoren, in denen Investitionen dringend benötigt werden. Bei diesen Investitionen sind weitere Tatsachen zu berücksichtigen, einschließlich des zunehmenden Auftretens von HIV/AIDS und anderen Krankheiten, die in den armen Ländern die Möglichkeit, diese Dienste zuverlässig anzubieten, schmälern. Finanzströme sollten in die Entwicklungsländer fließen, um ihnen bei der lückenlosen Bewältigung aller drängenden Probleme, einschließlich des Klimawandels, behilflich zu sein.

Die Gewerkschaften fordern die Länder auf, die in Monterrey und Gleneagles gegebenen Versprechungen, ihre Entwicklungshilfe massiv zu erweitern, einzulösen, um den armen Ländern zu helfen und um größere Verantwortlichkeit in den Regierungen, die von einem auf das nächste Jahr gegebenen Versprechungen ordnungsgemäß einzulösen. 

Ausreichende öffentliche Finanzmittel sollten für die Anpassung an den Klimawandel in die Entwicklungsländer fließen. Gemäß UNFCCC, UNDP und Oxfam sind in dem Zeitraum von 2013 – 2017 Mittel in Höhe von mindestens 200 Mrd. € zur Planung und Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen in den Entwicklungsländern nötigt. Bedenkt man, dass die Finanzierung dazu dient, einen Schaden wieder gut zu machen, den die Entwicklungsländer nicht verursacht haben, dann sollten die Finanzmittel nicht in Kredite oder andere Formen zukünftiger finanzieller Belastungen für die Entwicklungsländer umgewandelt werden. 

Klima, Anpassung und Arbeitswelt 

Die Anpassung an den Klimawandel bietet die Gelegenheit neue Wege in der wirtschaftlichen Entwicklung zu beschreiten: eine Entwicklung, die die Arbeitnehmerrechte und die Umwelt respektiert. Eine regionale, sektorale und lokale Forschung ist nötig, um die Auswirkungen der Anpassungsmaßnahmen auf Wirtschaft, Armutsbekämpfung und Beschäftigung besser zu verstehen.

Trotzdem können wir sicher behaupten, dass Anpassungsstrategien – wenn sie die Fähigkeit der Gesellschaften und Wirtschaften, auf den Klimawandel zu reagieren und sich anzupassen, verbessern – nicht notwendigerweise eine negative Auswirkung auf Lebensgrundlagen oder Beschäftigung haben.

Während der Klimawandel sich negativ auf die Landwirtschaft, Viehzucht, Forstwirtschaft, Ökosysteme, Gesundheit und menschliche Ansiedlungen, vor allem in den Entwicklungsländern auswirken wird, werden die begleitenden Anpassungsmaßnahmen positive Auswirkungen auf die Beschäftigung haben oder zumindest die Schwere der negativen Auswirkungen begrenzen. 

Gewerkschaften fordern kohärente nationale und regionale Strategien für klimarelevante Probleme

Energiestrategien, Wasser, Artenvielfalt und Klimaschutz sind Beispiele für Probleme, die sowohl auf nationaler als auch auf regionaler Ebene zu bewältigen sind. Das gilt vor allem für die vielen Teile der Welt, in denen es eine beträchtliche regionale und subregionale Integration von Markt und Politik gibt (wie in der EU oder Mercosur, dem gemeinsamen Markt im Süden Lateinamerikas). Ein einheitlicher Klimaschutz in den regionalen Richtlinien dieser Regionen ist Pflicht, wenn sie nachhaltig sein sollen. 

Energiestrategien: Energiesicherheit ist heutzutage für alle Länder ein Hauptproblem. Das Erreichen eines solchen Ziels ist, insbesondere für kleinere Ökonomien, schwierig. Während sich regionale Ansätze zu Strategien der Energieversorgung entwickeln, gibt es in den meisten Ländern noch keine einheitliche Haltung zum Klimawandel, noch gibt es, vor allem in Entwicklungszusammenhängen, Emissionsbeschränkungen. Zusätzlich zu einem einheitlichen Ansatz zum Klimawandel müssen regionale Energieversorgungsstrategien einen nachhaltigen Energiemix mit einem zunehmend steigenden Anteil an erneuerbaren Energien, mehr Energieeffizienz und Energieeinsparungen, einer dezentralen Produktion und einem gerechten Zugang zu Energiedienstleistungen sowie Lösungen für nachhaltigen Verkehr und nachhaltiges Wohnen fördern. 

Wasser: Die Folgen des Klimawandels auf die Verfügbarkeit und Qualität von Wasser sowie die steigende Häufigkeit und Intensität von Trockenheit und Überschwemmungen wird in den Entwicklungsländern und in bestimmten Sektoren zu einer Verstärkung der aktuellen Problemen der Wasserwirtschaft führen. Hydrologische System mit wenig oder keiner Wasserwirtschaft sind am stärksten von den negativen Auswirkungen des Klimawandels betroffen. Öffentliche Investitionen sind unabdingbar, um eine allgemeine Wasser- und Sanitärversorgung zu gewährleisten und die Infrastruktur bereitzustellen, die notwendig ist, um Katastrophen zu vermeiden und eine schnelle und wirksame Reaktion auf eine Katastrophe sicherzustellen. Für diese Tätigkeiten müssen Arbeitskräfte eingestellt, geschult und ausgerüstet werden. Maßnahmen auf regionaler Ebene müssen den Zugang der gesamten Bevölkerung zu sauberem Wasser und die gemeinsame Verwaltung hydrologischer Systeme und grenzüberschreitenden Grundwassers garantieren.

Migration: Der Klimawandel gefährdet aufgrund seiner Folgen für die bereits unter Druck stehenden Gemeinschaften die Lebensgrundlagen der Menschen. Dadurch verschärfen sich die gegenwärtigen inländischen Migrationstendenzen (vom Land in die Stadtzentren) sowie die internationale Migration. Der Klimawandel setzt also auch die städtischen Infrastrukturen und die Stadtbewohner unter Druck. Viele wichtige Städte dieser Welt, insbesondere in Entwicklungsländern, liegen an der Küste und sind daher von dem steigenden Meerwasserspiegel und extremen Wetterereignissen bedroht, was zu einer weiteren Verschärfung regionaler Migrationstendenzen führt. Aus diesem Grund müssen nationale und regionale Richtlinien für Verfahrensweisen mit Katastrophenhilfe sowie für den Umgang mit Migration und der Neuansiedlung vertriebener Gemeinschaften geschaffen und entwickelt werden. Auf internationaler Ebene sind anstelle der gegenwärtig fehlenden nachhaltigen Migrationspolitik adäquate Alternativen erforderlich, die die Menschenrechte vollständig achten. 

Artenvielfalt: Viele Arten sind aufgrund des Klimawandels und der veränderten Landnutzung vom Aussterben bedroht. Die Zerstörung der Artenvielfalt, insbesondere in Urwäldern, reduziert den natürlichen Kohlenstoffspeicher und trifft auch die Haushalte mit geringerem Einkommen, die zur Sicherung ihres Lebensunterhalts auf Wild angewiesen sind. Da die Natur keine politischen Grenzen einhält, sind zu ihrem Schutz regionale und internationale Maßnahmen erforderlich. Die Regierungen müssen Maßnahmen zur Beendigung der Entwaldung ergreifen. In vielen Ländern ist dieses Phänomen mit einem exportorientierten und Ressourcen dezimierenden Modell verknüpft, das Monokulturen fördert und Pflanzengifte verwendet, die auch für die Beschäftigen, die Gemeinwesen und die Umwelt schädlich sind, die bereits unter den Konsequenzen leiden. Im Amazonasgebiet, das für die Bekämpfung des Klimawandels besonders wichtig ist, sollten alle Regierungen abgestimmte Maßnahmen im Kampf gegen die katastrophalen Folgen ergreifen, die die intensive Landwirtschaft, die Rinderzucht und die Biotreibstoff-Produktion in der Region haben.
Landwirtschaft: Die Verwüstung von Ackerboden, massive Entwaldung und Überschwemmung usw. haben eine direkte negative Auswirkung auf Arbeitsplätze in der auf Regenbewässerung basierenden Landwirtschaft. Innovative Hilfsmittel zur Anpassung an den Klimawandel und neue landwirtschaftliche Methoden, Fruchtfolgen, effizienter Wassereinsatz und Ersatz für Pestizide sind sinnvolle Wege zur Verringerung des CO2-Fußabdrucks und zur Gewährleistung einer nachhaltigen Anpassung an klimabedingte Ereignisse. 

Güterverkehr: Massive Veränderungen in der Organisation des weltweiten Güterverkehrs stehen im Mittelpunkt des Globalisierungsprozesses. Die Größe Kosten für den Gütertransport ist drastisch auf unter 1 % der Gesamtproduktionskosten gestiegen, wodurch neue Produktions- und Distributionsmodelle entstanden sind und sich das sozioökonomische Leben in unserer Gesellschaft drastisch verändert hat. Der Druck des Marktes hält die Gütertransportkosten niedrig. Für den billigen Güterverkehr zahlen wir einen hohen Preis in Form von Umweltverschmutzung, Energieverbrauch, weniger Sicherheit, verschlechterten Arbeitsbedingungen und Lebensstandards der Beschäftigen im Güterverkehr sowie einer Verringerung der Lebensqualität in den Städten und Gemeinden. Wirksame Maßnahmen zur Förderung der energieeffizientesten Transportmittel bei der Beförderung von Personen und Gütern sind zu ergreifen, mit besonderer Aufmerksamkeit auf den Vorteilen der Intermodalität. Auch wenn der Verkehr grundsätzlich multimodal ist, dürfen die persönlichen optimalen Präferenzen nicht isoliert betrachtet werden. Nur ein strukturierter Ansatz, der Maßnahmen zur Verringerung der privaten Nutzung des Automobils, wie hohe Kraftstoff- und Fahrzeugbesteuerung sowie Maut, mit schnellen, komfortablen, erschwinglichen und wirksam integrierten Bus-, Taxi- und Stadtbahnsystemen kombiniert, kann diese Probleme lösen. Die Förderung und Finanzierung derartiger Systeme sollte in der Hauptverantwortung der öffentlichen Hand liegen. Grundlegendes Prinzip der nachhaltigen Verkehrsplanung sollte die Internalisierung externer Kosten sein. Die Transportunternehmen sollten die Gesamtkosten des Transports tragen – einschließlich der durch Verkehrsbelastung, Umweltverschmutzung, Beeinträchtigung der allgemeinen Gesundheitslage, Unfälle und unsichere Beschäftigungsverhältnisse entstehenden Kosten, die gegenwärtig von der Gesellschaft als Ganzes getragen werden. Diese Maßnahmen sind gemeinsam mit effizienten Richtlinien zur Raumplanung und zum Ersatz des privaten Autoverkehrs durch größere Bereitstellung und Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel umzusetzen. 

Die Anpassung an den Klimawandel könnte gefährdeten Branchen positive Entwicklungsmöglichkeiten bringen und sogar zur Verbesserung der Bildung und des Einkommens von Beschäftigten beitragen. Alle Anpassungsmaßnahmen sollten im Hinblick auf ihre Auswirkung auf die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Bekämpfung von Armut analysiert werden, damit sich ein Land nur für diejenigen entscheidet, die sich in beiden Bereichen positiv auswirken. Ein solcher Ansatz sollte in allen Ländern umgesetzt werden, da die Verringerung der Arbeitslosigkeit für die Bekämpfung von Armut höchste Priorität hat. 

Die Anpassungsmaßnahmen variieren nach Sektor, alle sollten jedoch Regelungen für Beschäftigte vorsehen, deren Arbeitsplätze gefährdet sind. 

Es wird Zeit, dass alle etwas von Investitionen und Technologien haben

Angesichts der instabilen Finanzlage, in der die meisten Wirtschaften vor großen Gefahren, einer tief greifenden Rezession und wachsender Armut stehen, wird es Zeit, die Chancen zur Veränderung des Politik- und Wirtschaftssystems zu nutzen, das zu der gegenwärtigen finanziellen, sozialen und ökologischen Tragödie geführt hat. Die Zeit ist reif für eine umfassende Reform des internationalen Finanzsystems, für innovative internationale Finanzierungsinstrumente, für faire Regeln im internationalen Handel und eine Entwicklung hin zu CO2-armen und klimaverträglichen Gesellschaften. 

Die Umwandlung der bestehenden Ökonomien in nachhaltige Gesellschaften führt zu geringerer Abhängigkeit von der Energieversorgung, schützt natürliche Ressourcen und schafft für die Beschäftigten dieser Welt menschenwürdige Lebensgrundlagen. Eine umfassende umweltfreundliche Regulierung von Investitionen und Finanzen kann zur Grundlage für angemessene Beschäftigungsverhältnisse, sozialen Zusammenhalt und Wachstum werden. 

Die Mittel für diesen Wandel sollten von vielen unterschiedlichen Quellen bereitgestellt werden: 

· aus dem Inland (einschließlich Steuerreformen sowie beispielsweise von Banken, die einen erheblichen Teil ihrer Kreditmittel für umweltfreundliche und soziale Initiativen bereitstellen sollten) und 

· international (einschließlich internationaler Besteuerung von Finanztransaktionen, was technisch machbar ist und dazu beitragen könnte, eine beachtliche Summe an Finanzmitteln freizusetzen, sowie andere neue Finanzierungsformen). 

Die Gewerkschaften fordern die Regierungen dazu auf, eine verantwortliche und vorwärtsgerichtete Haltung einzunehmen, da diese Maßnahmen zu einer gerechten Entwicklung in armen Ländern führen und den Nährboden für gesundes zukünftiges Wirtschaftswachstum bilden würden. 

Finanzmittel für Anpassungs- und Klimaschutzmaßnahmen in Industrie- und Entwicklungsländern

Die Industrieländer sowie fortgeschrittene Entwicklungsländer sollten große Anstrengungen unternehmen, die Mechanismen zur Förderung von Forschung, Innovationen und Investitionen beinhalten. Regierungen und Privatunternehmen sollten ihre Finanzströme in derartige Investitionen umleiten. Die Industrieländer müssen die Entwicklungsländer mit bedeutenden Finanzmitteln unterstützen und ihnen umweltfreundliche Technologien zugänglich machen, damit diese einen Beitrag zur Verringerung der CO2-Emissionen leisten können. Süd-Süd-Kooperationen könnten außerdem bei der Verbreitung von Technologien in den Entwicklungsländern eine Rolle spielen. Beachtung finden sollte die notwendige Förderung langfristiger und nicht spekulativer Investitionsströme.

Die Gewerkschaften werden die Finanzströme für Klimaschutzinvestitionen in den Entwicklungsländern scharf im Auge behalten. Während dies nötig ist, um den Beitrag der Entwicklungsländer, insbesondere der Schwellenländer, zu den Bemühungen um globale Emissionsverringerungen zu steigern, sollte gleichzeitig intensiv auf die Erfüllung des Anpassungsbedarfs und auf eine Politik geachtet werden, die darauf zielt, Armut und Anfälligkeit zu reduzieren.

Klimaschutz- und Anpassungsmechanismen sind für die ganze Welt von Nutzen und sollten daher nicht auf einen Ansatz der „Wohltätigkeit“ oder des „sozialen Engagements“ beruhen, der die „Empfängerländer“ gegenüber in eine technologische und finanzielle Abhängigkeit gegenüber den Geberländern bringt.

Die Finanzmittel zur Anpassung müssen neu und zusätzlich zu der bestehenden Entwicklungshilfe auf angemessene und vorausschaubare Weise bereitgestellt werden. Die im Rahmen der Konferenz der Vertragsstaaten des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC) bereitgestellten Finanzmittel sind demokratisch zu verwalten.

Die Gewerkschaften fordern die Regierungen auf der UNFCCC auf, Vorschriften über einen Finanzierungsmechanismus für eine Politik des „gerechten Wandels“ einzubeziehen, wie zum Beispiel Beurteilungen sozialer/beruflicher Verwundbarkeit, Umschulung und wirtschaftliche Diversifizierung in den am wenigsten entwickelten Ländern im Rahmen der Anpassungsbemühungen.

Die Gewerkschaften halten ein gerechtes und eine Umverteilung bewirkendes Steuersystem für eine wichtige Quelle zur Finanzierung der Anpassung. Eine fiskalische Neuausrichtung ist notwendig, um eine nachhaltige Entwicklung, eine gerechte Verteilung des Wohlstands und ein gerechtes System sozialer Sicherung zu gewährleisten, das Krankenversicherung und Gesundheitsversorgung für diejenigen einschließt, die den Klimarisiken am stärksten ausgesetzt  sind, sowie Entschädigungen, Umschulung und Arbeitslosenhilfe für diejenigen, die in Sektoren arbeiten, die vom Klimawandel oder Maßnahmen der Klimapolitik betroffen sind. Die Gewerkschaften halten Aufkommensneutralität für ein wichtiges Ziel der Steuerreformen. Dabei muss der Druck, der auf Haushalten mit geringem und mittlerem Einkommen lastet, berücksichtigt werden. 

Der CO2-Markt sollte durch Anreize, in Maßnahmen zur Verringerung von Emissionen zu investieren so gestaltet werden, dass er eine solide und zuverlässige Finanzierung des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel gewährleistet. Die Notwendigkeit, Tendenzen für CO2-Zertifikate und Währungsschwankungen in den Finanzmärkten vorhersehbar zu machen, unterstreicht die Bedeutung einer Transparenz mit aktiver staatlicher Überprüfung und einem rationalen und starken Regulierungssystem in diesen Märkten.

Technische Möglichkeiten für einen erfolgreichen Übergang zu einer CO2-armen Welt

Viele Technologien zur Vermeidung einer CO2-intensiven Zukunft sind heute bereits verfügbar, sie müssen jedoch in einem größeren Rahmen eingeführt werden
. Ihre Kosten ihre gegenwärtig wenig verbreiteter Einsatz, die restriktive Anwendung von Patenten und fehlender politischer Wille sind für die schwache Verbreitung dieser technologischen Innovationen und folglich für den momentanen Anstieg an Treibhausgasemissionen verantwortlich. 

Die Gewerkschaften äußern ihre Sorge über die gegenwärtigen Debatten zu diesem Thema, bei denen unterschätzt wird, wie wichtig es ist, die Eignung von Technologien für die lokalen Bedingungen zu gewährleisten sowie den Schulungsbedarf für lokale Arbeitskräfte oder die Entwicklung heimischer Forschungs- und Entwicklungskapazitäten in den Entwicklungsländern sicherzustellen. Außerdem betonen die Gewerkschaften die Bedeutung „sozialer Innovationen“, die sich durch Veränderungen bei Unternehmen, Gemeinden oder Einzelpersonen für das Erreichen nachhaltiger Ergebnisse als zentral erwiesen haben.

Öffentliche Forschungsanstrengungen müssen verstärkt werden, da sie eine Schlüsselrolle für die technologische Entwicklung spielen. Schulung und Ausbildung sind für eine langfristige Strategie mit neuen Technologien ebenfalls unerlässlich. Substanzielle Anhebungen globaler und nationaler Finanzmittel für öffentliche Forschung, Entwicklung und Schulung sind notwendig, da diese in den letzten Jahren zurückgegangen sind. Der Export umweltschädlicher Industrien in die weniger entwickelte Welt muss verhindert werden. Der Bedarf an technischen Kapazitäten ist unter ausreichender öffentlicher Aufsicht in den Entwicklungsländern zu entwickeln.

Die Gewerkschaften möchten noch einmal die Bedeutung einer Entwicklungspolitik hervorheben, die auf eine verringerte Energienachfrage und die Gewährleistung eines nachhaltigen Energiemix‘ zielt, der erneuerbare Energien bevorzugt, die sehr arbeitsintensiv und umweltfreundlich sind und für eine Beschäftigung lokaler Arbeitskräfte sorgen. 

Die Gewerkschaften fordern eine Intensivierung der Bemühungen im Umgang mit Energieeinsparungen, Energieeffizienz und einer Nachfragesteuerungspolitik. Diese Maßnahmen leisten nachweislich nicht nur einen wirksamen Beitrag zur Verringerung von Emissionen, sie können auch neue Arbeitsplätze schaffen, indem bisher häufig importierte Energie dann einheimisch aus energieeffizienten Technologien und Dienstleistungen produziert wird und indem die eingesparten Energiekosten als zusätzliches Einkommen auf andere Weise ausgeben werden. Außerdem reduzieren sich dadurch die Energiekosten für die Haushalte. Die Regierungen müssen daher schnellstens weit größere Mittel für die Entwicklung und den Einsatz umweltfreundlicherer Technologien in Bereichen wie der Nutzung von Batterien im Verkehr, Solar- und Windenergie und Stromnetzeffizienz, Kraft-Wärme-Kopplung, nachhaltige Abfallentsorgung etc. verwenden.  

Die Internationale Energieagentur (IEA) schätzt, dass der Großteil der 2050 genutzten Energie noch immer von fossilen Brennstoffen kommen wird. Es ist daher nötig, weiter nach Übergangstechnologien wie Techniken zur saubereren Nutzung von Kohle zu forschen. Dies könnte durch CO2-Bindung und -speicherung (CCS) geschehen. Weitere Forschungsmittel, ein schnelle Einsatz- und Demonstrationsanlagen werden benötigt, um herauszufinden, ob CCS kostengünstig, energieeffizient und umweltfreundlich und damit für die breite Nutzung und den Masseneinsatz in den kommenden Jahrzehnten geeignet ist. Die Gewerkschaften fordern ein Mitbestimmung und Transparenz garantierendes Rahmenwerk zur Entwicklung dieser Technologien, damit deren soziale Nachhaltigkeit und Umweltfreundlichkeit sichergestellt ist und damit eine fortgesetzte Abhängigkeit von den Produktionsmodellen der Industrieländer nicht weiter gefördert wird.

Damit die Technologien die für diesen Wandel nötigen Quantensprünge vollziehen können, ist eine „internationale Innovationsagenda“ zu diskutieren. Zusätzlich könnten international Branchenvereinbarungen für Sektoren wie den Güterverkehr die Übernahme der besten verfügbaren Technologien und ihre dynamische Entwicklung anregen. 

Eine kohärente globale Politik

Wir fordern das UN-System auf, eine größere Kohärenz und stärkere Verbindungen zwischen den 
UN-Konventionen zu entwickeln. Außerdem sollte die UNFCCC mit der Zivilgesellschaft zusammenarbeiten, um die Folgen der Handelspolitik und Übereinkommen der WTO und anderer Institutionen sowie Maßnahmen für den Kampf gegen den Klimawandel zu ermitteln (z. B. Verlagerung von CO2-Emissionsquellen). Die von Freihandelsabkommen geförderte Deregulierung hat sich als unverträglich mit dem Klima- und Umweltschutz erwiesen. Die UNFCCC muss daher sicherstellen, dass die Regierungen bei Konflikten zwischen einer Handelspolitik und notwendigen Klimaschutzmaßnahmen auf allen Ebenen genügend politischen Spielraum besitzen, um dem Klimaschutz Priorität einzuräumen.

SOZIALE UND ÖKOLOGISCHE HERAUSFORDERUNGEN IN LATEINAMERIKA:  EINE ANTWORT DER GEWERKSCHAFTEN 

Wer? Der Gesamtamerikanische Gewerkschaftsbund (TUCA)

Warum? Um ein dringend notwendiges alternatives Wirtschafts-, Sozial- und Umweltmodell für die Region vorzuschlagen. 

Was? Am 5. und 6. Mai 2009 fand in Buenos Aires die 2. Gewerkschaftskonferenz über Arbeit und Umwelt in Lateinamerika und der Karibik statt. Bei der Konferenz wurde beschlossen, die Positionen der sozialen Bewegungen in der Region zu vereinheitlichen und darauf zu drängen, dass umgehend Maßnahmen ergriffen werden, um die Krise der Verteilungsgerechtigkeit anzugehen, den Staat zu transformieren und seine Rolle bei der Regulierung der Wirtschaft und der Förderung der Entwicklung wiederherzustellen sowie das Recht auf eine aus wirtschaftlicher, politischer, sozialer und ökologischer Sicht nachhaltige Entwicklung zu bekräftigen, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die natürlichen Ressourcen des Planeten keine Ausweitung der in Industrieländern üblichen Verbrauchsmuster auf den Rest der Welt zulassen. Wir müssen dem Klimawandel dringend den Kampf ansagen und alternative Modelle für eine nachhaltige Entwicklung konzipieren, wozu es erforderlich ist, Freihandels- und Investitionsabkommen, die Umweltzerstörung und den Raubbau an unseren Ressourcen zulassen, einen Riegel vorzuschieben.

Vor diesem Hintergrund hat die Konferenz eine Reihe von Vorschlägen verabschiedet, die die in der Erklärung der internationalen Gewerkschaftsbewegung enthaltenen Anregungen ergänzen.

Klimagerechtigkeit und Schulden: Die Industrieländer müssen für ihre Umweltschulden gegenüber den Ländern im Süden aufkommen. Klimagerechtigkeit wird dann herrschen, wenn die Industrieländer diese Schulden begleichen. Dazu sind Maßnahmen zur umgehenden drastischen Verminderung ihrer Treibhausgasemissionen erforderlich, armen Ländern müssen Mittel für den Klimaschutz und für Anpassungsprozesse bereitgestellt werden, und es bedarf eines Transfers "sauberer" Technologien für die Entwicklung ökologisch nachhaltiger Produktionsprozesse.

Flexibilisierungsmechanismen: Die lateinamerikanische und karibische Gewerkschaftsbewegung betrachtet die Entwicklung von Mechanismen für umweltverträgliche Entwicklung (Clean Development Mechanisms − CDM) und die Vorschläge von Verfahren für die Emissionsverringerung aus Entwaldung und Walddegradierung (Reducing Emissions from Deforestation and Forest Degradation
 − REDD) als Instrumente, die mögliche Lösungen für den Klimawandel vermarkten, ohne irgendwelche Anreize dafür zu bieten, von dem die Umwelt zerstörenden Modell der Industrieländer abzurücken.
Weitere Informationen sind erhältlich von: maite.llanos@csi-csa.org 
Es wird Zeit, dass Arbeiter und Arbeitsplätze etwas für Ihre Zukunft tun 

Die Verantwortung für die Umsetzung von Maßnahmen zur Verringerung von Treibhausgasemissionen und zur Anpassung an den Klimawandel besteht auf internationaler und nationaler Ebene. Mit einer proaktiven und nachhaltigen Politik, die darauf zielt, angemessene Einkommen sicherzustellen, haben die Regierungen die Möglichkeit, die Ärmsten zu schützen. 

Über bewusstseinsbildende Kampagnen und die Förderung von Umweltbildung bestehen auf kommunaler Ebene viele Gelegenheiten, einen nachhaltigeren Verbrauch zu stärken. 

Es ist jedoch klar, dass dieser Kampf am Arbeitsplatz ausgefochten und gewonnen wird. Da fast drei Viertel der weltweiten Treibhausgase aus der Produktion, der Energiegewinnung oder -versorgung sowie dem Transport- und Bauwesen stammen
, sind Maßnahmen am Arbeitsplatz von entscheidender Bedeutung, um den notwendigen Wandel in diesen Branchen einzuleiten und zu erzielen. Arbeitsstätten müssen in den Mittelpunkt der Verringerung von Materialien und Emissionen, der Veränderungen in der Produktion und einer nachhaltigen Entwicklung gestellt werden.

Die Aufgaben und Verantwortlichkeiten von Unternehmen sind so umzugestalten, dass sie den Klimaschutzanforderungen gerecht werden. Der zweiseitige und dreiseitige soziale Dialog und die Einbeziehung von Klimaschutzmaßnahmen in Tarifverträge (zum Beispiel in den Abschnitten Qualifikation und Schulung) sind von entscheidender Bedeutung. Ihre Rolle sollte in den gegenwärtigen Verhandlungen hervorgehoben werden. Beschäftigte müssen direkt einbezogen und an allen Punkten auf diesem Weg zu Rate gezogen werden. 

Wir brauchen eine proaktive und präventive Arbeitsstättenpolitik, um auf die Herausforderungen durch den Klimawandel sowie die möglichen Folgen der Klimaschutzpolitik zu reagieren.

Die Gewerkschaften haben bereits mit ihrer Arbeit begonnen. Wir schulen und beschäftigen Arbeitskräfte, um diese Herausforderung zu bewältigen. Daher ist die Achtung der Gewerkschafts- und anderer Arbeitnehmerrechte unabdingbar, um das Potenzial für Maßnahmen am Arbeitsplatz zu verbessern und die wirkungsvolle Beteiligung der Gewerkschaftsbewegung und den Umweltschutz sicherzustellen. Rechte wie das Recht von Gewerkschaftsvertretern auf Informationen, Schulung und Einbeziehung in die Entscheidungsfindung bei Fragen der Umwelt sowie der Schutz von Informanten und das Recht, gefährliche und umweltschädliche oder gesundheitsgefährdende Arbeit zu verweigern, müssen garantiert sein.

Klimaschutz beginnt am Arbeitsplatz

Wer ?

Gewerkschaften in verschiedenen Ländern (GB, Japan, Spanien, Deutschland)

Warum?

Arbeitsplätze stehen im Mittelpunkt des Kampfes gegen den Klimawandel. 

Was?

In Großbritannien förderte der Gewerkschaftsdachverband TUC (Trades Union Congress) gewerkschaftliche Initiativen zur Einsparung des Energieverbrauchs an einer Vielzahl von Arbeitsplätzen zur Demonstration umweltfreundlicher Arbeitsplätze in ganz Großbritannien – zum Beispiel bei Corus Steelworks, Friends Provident (Finanzdienstleistungen), DEFRA (Umweltministerium der Regierung), TUC-Hauptsitz, Scottish Power und dem British Museum. Alle Projekte unterstützten die Gewerkschaften bei der Durchführung von Umfragen, bei „Umwelttagen“, der Schulung von ‚gewerkschaftlichen Umweltvertretern‘ und der Unterstützung von Verhandlungen mit dem Management. Diese Aktion führte zu tatsächlichen Energieeinsparungen – so halbierte der TUC zum Beispiel seinen nächtlichen Energieverbrauch (und reduzierte seine Deponieabfälle um 40 %). Das British Museum verringerte seinen Stromverbrauch um 7 %. Die Gewerkschaften ergänzen die Agenda für die Tarifverhandlungen mit dem Management daher jetzt um Umweltqualifikationen und -schulungen sowie Energiesparinitiativen.

In Japan startete der japanische Gewerkschaftsverband JTUC-RENGO die Kampagne „Eco-Life 21“ (Ökoleben 21), die auf Maßnahmen am Arbeitsplatz und das Verbraucherverhalten von Beschäftigten zielt. Es geht dabei unter anderem um die Verwendung von Stofftaschen anstelle von Plastikbeuteln, die richtige Einstellung der Raumtemperatur, die Einführung eines ökologischen Dresscodes (Cool Biz und Warm Biz), ökologischen Berufsverkehr, umweltfreundliches Einkaufen und umweltfreundliche Haushaltsbuchführung. 

In Barcelona, Spanien, haben die Gewerkschaften ein Referenzzentrum für Mobilität gegründet, mit dem Ziel, nachhaltige Mobilität zu fördern und Beschäftigte über die nächste Bushaltestelle oder die Nutzung des Fahrrades oder von Carsharing-Möglichkeiten zu informieren. 

In Deutschland haben der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und das Bildungswerk des DGB zusammen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) eine Initiative gegründet, die Betriebsräte sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu einer effizienteren Nutzung von Materialien und Energie motivieren soll. Diese kann zur Kosteneinsparung durch größere Energieproduktivität führen und ist eine Alternative zu Strategien, die auf Arbeitskosteneinsparungen zielen. Neue Qualifikationen am Arbeitsplatz führen zu Innovationen, effizienteren Prozessen und folglich auch zu CO2-Einsparungen.

Abschließende Bemerkungen

Die Welt hat sich geändert. Von dicht besiedelten städtischen Gebieten bis hin zu abgelegenen ländlichen Gemeinschaften müssen wir von den verschiedensten Erfahrungen lernen und mit nichtstaatlichen Organisationen für Umweltschutz, Gleichberechtigung und Soziales, Verbraucherorganisationen, indigenen Bevölkerungen und anderen solidarisch zusammenarbeiten, um einen stabilen Konsens zur Klimapolitik zu erzielen. 

In dem vergangenen Jahrzehnt haben sich die Gewerkschaften an allen Treffen der Vertragsstaatenkonferenz (COP) des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC) beteiligt. Unsere Arbeit beruht auf der Überzeugung, dass das Potenzial der Beschäftigten im Kampf gegen den Klimawandel durch ein Engagement für die Beteiligung der Arbeitnehmer an der Entscheidungsfindung und ein Wandel in der Beschäftigung freigesetzt werden kann.

Die Gewerkschaften werden auch weiterhin das Bewusstsein der Beschäftigten und ihrer Gemeinschaften für eine gerechte, dringliche und stabile Klimapolitik schärfen. Ein Paradigmenwechsel zu einer umweltfreundlichen und sozial verantwortlichen Gesellschaft braucht das Engagement der Arbeitnehmer und ihrer Organisationen sowie die Anerkennung ihrer Aufgabe. Wir werden auf dieses Ziel hinarbeiten. 

Weitere Informationen über Gewerkschaften und Klimawandel:

Sonderwebsite des IGB zum Klimawandel: http://climate.ituc-csi.org 


Internetseite von Sustainlabour: http:// www.sustainlabour.org 

TUCA-Internetseite zur Umwelt: http://www.csa-csi.org/content/section/27/194/
IAO-Initiative für grüne Arbeitsplätze (Green Jobs): http://www.ilo.org/integration/themes/greenjobs/lang--en/index.htm
Die Gewerkschaftsdelegation freut sich auf Ihren Besuch auf der COP15 im World of Work (WoW) Pavillon
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Green Jobs: Towards Decent Work in a Sustainable, Low-Carbon World 

Der kürzlich veröffentlichte Bericht “Green Jobs: Towards Decent Work in a Sustainable, Low-Carbon World” (grüne Arbeitsplätze – Menschwürdige Arbeit in einer nachhaltigen, CO2-armen Ökonomie), koordiniert vom Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP), der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO), dem Internationalen Gewerkschaftsbund (IGB) und der Internationalen Arbeitgeberorganisation (IOE), geht davon aus, dass durch Klimaschutzmaßnahmen in den nächsten Jahrzehnten Millionen neuer grüner Arbeitsplätze („Green Jobs“) geschaffen werden können. Grüne Arbeitsplätze sind Arbeitsplätze, die einen Beitrag zur Verringerung der Umweltbelastung durch Unternehmen und Wirtschaftsbranchen leisten. Der Bericht nennt einige bereits bestehende grüne Arbeitsplätze: 

- Energieversorgung – erneuerbare Energiequellen: Mehr als 2,3 Millionen grüne Arbeitsplätze wurden in den vergangenen Jahren geschaffen, auch wenn die Versorgung mit erneuerbaren Energien bisher nur 2 Prozent ausmacht. Die Windkraftindustrie beschäftigt etwa 300.000 Menschen, der Solar-/Photovoltaiksektor schätzungsweise 170.000 und der Solarthermiesektor mehr als 600.000, viele der letztgenannten in China. In Ländern, die erneuerbare Energien aktiv fördern, sind die Beschäftigungszahlen in diesem Sektor gestiegen. In Deutschland hat sich die Zahl dieser Arbeitsplätze in weniger als 10 Jahren auf 260.000 fast vervierfacht. 

- Energieeffizienz, insbesondere in Gebäuden und im Bauwesen: Hier besteht eines der größten Potenziale zur Schaffung von Arbeitsplätzen im Rahmen der Verringerung von Treibhausgasemissionen. In den USA und einer Reihe europäischer Länder gibt es in der gesamten Wirtschaft bereits etwa 4 Millionen direkte grüne Arbeitsplätze zur Verbesserung der Energieeffizienz. Gebäude machen gegenwärtig weniger als eine Million davon aus, hier können jedoch noch wesentlich mehr grüne Arbeitsplätze geschaffen werden.

- Verkehr: Es sind Anstrengungen nötig, um den ökologischen Fußabdruck von Automobilen zu reduzieren und den öffentlichen Verkehr zu vermehren. Zusätzlich zu Arbeitsplätzen bei der Produktion von kraftstoffeffizienten, schadstoff- und abgasarmen Automobilen gibt es mehr als 5 Millionen Arbeitsplätze beim Eisenbahnverkehr allein in China, Indien und der Europäischen Union sowie weitere Millionen im öffentlichen Verkehr weltweit. 

- Roh- und Grundstoffindustrien und Recycling: Branchen wie die Eisen-, Stahl-, Aluminium-, Zement-, Zellstoff- und Papierindustrie sind für einen großen Anteil des Energie- und Rohstoffverbrauchs sowie von Treibhausgasemissionen verantwortlich. Eine wichtige Möglichkeit zur Verringerung der Umweltbelastung durch diese Industrien ist das Recycling (zum Beispiel sind schätzungsweise mehr als 200.000 Arbeitsplätze weltweit an der sekundären Stahlproduktion beteiligt). 

- Landwirtschaft: In dem Bericht wird festgestellt, dass es im Agrarsektor ein beachtliches Potenzial gibt. Beleg dafür sind nachhaltige Methoden in landwirtschaftlichen Familienbetrieben, beim biologischen Anbau und der erfolgreichen Anpassung an den Klimawandel. 

- Forstwirtschaft: Angesichts der Hoffnung, die auf dem Wald als Kohlenstoffspeicher ruhen und angesichts seiner Rolle als Lieferant erneuerbarer Rohstoffe, Reservoir für Artenvielfalt, Regulator von Wasserströmen und anderen Umweltleistungen, ist es offensichtlich, dass umweltfreundliche Arbeitsplätze in Wäldern in Zukunft eine zunehmend bedeutende Rolle spielen. 

Der Bericht hebt die Tatsache hervor, dass wachsende, aber allgemeine Verschiebung zu mehr grünen Arbeitsplätzen einen sehr wesentlichen Beitrag zur Verringerung von Umweltschäden leisten und den negativen Folgen des Klimawandels vorbeugen kann. Diese Erfolge lassen sich oft schnell und kostengünstig erzielen und erfordern keine großen Investitionen in neue Technologien. 

Der Bericht verdeutlicht, dass grüne Arbeitsplätze nicht automatisch mit menschenwürdiger Arbeit einhergehen. An vielen momentanen Arbeitsplätzen im Recycling werden beispielsweise Rohstoffe wiedergewonnen. Sie helfen dadurch, den Druck auf die natürlichen Ressourcen zu lindern, aber häufig sind die Arbeitsprozesse dabei schmutzig, gefährlich und schwierig, sie schädigen die Umwelt und die Gesundheit der Beschäftigten und ihrer Gemeinden beträchtlich. Die Arbeitsplätze sind tendenziell unsicher und das gezahlte Einkommen ist gering. Wenn umweltfreundliche Arbeitsplätze die Brücke zu einer nachhaltigen Zukunft schlagen sollen, muss sich dies ändern. 

Fehlende Qualifikationen und Fachkräftemangel werden schnell zu Hindernissen für umweltfreundliches Wirtschaften sowohl in den Industrie- wie den Entwicklungsländern. Qualifikationslücken zu schließen und zukünftigen Bedarf vorauszusehen sind wesentliche Elemente für einen allgemeinen und schnellen Wandel hin zu einer umweltfreundlichen und CO2-armen Wirtschaft. 

Maßnahmen zur Beurteilung und Überwachung der Entwicklung grüner Arbeitsplätze sowie Transformationen und Verschiebungen auf dem Arbeitsmarkt sollten indirekt veranlasste Beschäftigung und Verdrängungseffekte berücksichtigen. 

Um die vor uns liegenden umweltpolitischen und sozialen Herausforderungen zu erfüllen, sollte ein Querschnitt der Bevölkerung von umweltfreundlichen Arbeitsplätzen profitieren, wie zum Beispiel, Jugendliche, Frauen, Landwirte, Landbevölkerungen und Slumbewohner. Damit dieses Potenzial verwirklicht werden kann, müssen die Regierungen eine proaktive Rolle bei der Förderung grüner Arbeitsplatzstrategien einnehmen. 
�	 Stellungnahme der Gewerkschaften zur 15. Konferenz der Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC), in Kopenhagen, Dänemark vom 7-18. Dez. 2009).





�	 (Grüne Arbeitsplätze – Menschwürdige Arbeit in einer nachhaltigen, CO2-armen Ökonomie) Mit „Green Jobs“ (grüne Arbeitsplätze) werden in diesem Bericht Arbeitsplätze bezeichnet, die umweltschädliche Folgen des Handelns in Unternehmen und Branchen bis auf ein nachhaltiges Niveau reduzieren. „Green Jobs“ (grüne Arbeitsplätze) sind Arbeitsplätze in Landwirtschaft, Industrie, Dienstleistung und Verwaltung, die dazu beitragen, die Qualität der Umwelt zu bewahren oder wieder herzustellen. Grüne Arbeitsplätze gibt es in vielen Branchen der Wirtschaft, von der Energieversorgung über das Recycling und die Landwirtschaft bis zum Bau- und Transportwesen. Sie tragen dazu bei, über höchst effiziente Strategien den Verbrauch von Energie, Rohstoffen und Wasser zu senken, die Wirtschaft CO2-arm zu machen und die Treibhausgasemissionen zu reduzieren, um insgesamt alle Arten von Abfällen und Umweltverschmutzung zu minimieren und die Ökosysteme und Artenvielfalt zu schützen und wiederherzustellen.





�	Stern, N. (2006). Stern Review on the economics of climate change (Stern-Report über die Ökonomie im Klimawandel). HM treasury, UK


�	 „Carbon Leakage” oder eine Verlagerung von CO2-Emissionsquellen liegt vor, wenn es in einem Land zu einem Anstieg von Emissionen kommt, die aus einer � HYPERLINK "http://en.wikipedia.org/wiki/Emissions_reduction"��Verringerung von Emissionen� durch ein zweites Land mit einer strengen Klimapolitik resultieren. Impliziert ist dabei die Verlagerung der Produktion bzw. Investitionen in das zweite Land.


�	 „Die bewerteten Stabilisierungsniveaus können durch den Einsatz einer Kombination von Technologien erreicht werden, die entweder schon verfügbar sind oder deren Marktreife in den nächsten Jahrzehnten zu erwarten ist, wenn entsprechende Anreize für deren Entwicklung, Verbreitung, und Installierung gegeben sind und bestehende Hindernisse abgebaut werden”.


�	IPCC-Sachstandsbericht 4 (2007), Zusammenfassung für politische Entscheidungsträger, Abbildung SPM3







